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Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Frage, nach welchen Momenten die „Wiſſentlichkeit“ eines Ein⸗ 
griffes in das Markenrecht zu beurtheilen komme. 


Die Bezirkshauptmaunſchaft B. hat unterm 29. Juni 1875 erkannt: 


„a) Der Geklagte Israel H. hat durch den Gebrauch des am 
23. Jänner 1873 protokollirten Zeichens „doppeltes Einhorn im vun⸗ 
den Felde“ bei ſeinen im Senſenwerke zu K. Sch. erzeugten Seuſen⸗ 
waaren das für den Kläger Johann St. unterm 22. März 1859 
protokollirte Senſenzeichen, beſtehend in einem „Rößl im runden Felde“ 
widerrechtlich nachgemacht und ſich hiedurch nach § 15 des Markenſchutz⸗ 
Geſetzes vom 7. December 1858, R. G. Bl. Nr. 230 eines widerrecht⸗ 
lichen Eingriffes in das diesbezügliche Markenrecht des St. ſchuldig 
gemacht, weßhalb 

b) der Geklagte, Israel H., den Gebrauch dieſer Marke und den 
Verſchleiß der damit bezeichneten Senſenwaaren zu K. Sch. ſogleich ein⸗ 


* 


Johann P. abgegebenen Gutachtens iſt das auf den Senfen aus dem 
K. Sch. ſchen Hammer des Geklagten geprägte Zeichen: „doppeltes Ein⸗ 
horn im runden Felde“ von dem Zeichen auf den Senſen des Klägers: 


„Rößl im runden Felde“ ohne mehr als die gewöhnliche Aufmerkſam⸗ 


keit nicht zu unterſcheiden und erſcheint daher erſtere Marke nach 8 16 
M. Sch. G. nachgemacht, und es konnte den vom Geklagten gegen 
dieſes Gutachten gemachten Einwendungen eine Folge nicht gegeben 
wer en, da dasſelbe im Sinne der zum $ 16 M. Sch. G. erlaſſenen 
Vollzugsvorſchrift vom 15. Juni 1863, 3. 5606 abgegeben und darin 
decidirt die Aehnlichkeit der beiden Marken ausgeſprochen worden iſt. 
Ad b) Dieſer Ausſpruch erſcheint im Sinne des $ 15 obigen 
Geſetzes als nothwendige Folge des Erkenntnißpunktes a). 
Ad c) Sit im § 389 und § 402 a. G. O. begründet, da ein 


Verſchulden des Geklagten nicht nachgewieſen iſt und der Kläger in 


einigen Punkten ſeines Begehrens abgewieſen worden iſt. Daß ein Ver⸗ 
ſchulden nicht vorhanden iſt und der Kläger mit ſeinem Begehren um 
Verurtheilung des Geklagten zu einer Geldſtrafe abgewieſen werden 
mußte, iſt darin begründet, daß der Geklagte Israel H. ſeine Marke 
ordnungsmäßig regiſtriren ließ und annehmen mußte, er habe zum Ge⸗ 
brauche derſelben ein Recht ($ 12 M. Sch. G.) 

Es iſt ſohin das nach § 18 desſelben nothwendige Criterium 
der Wiſſentlichkeit nicht vorhanden. — Da nach dieſem ein Straf⸗ 
erkenntniß nicht gefällt wurde, entfällt natürlich deſſen Veröffentlichung“. 

Gegen dieſes Erkenntniß hat St. den Recurs au die Statthalterei 
ergriffen und verlangte in demſelben die Aufhebung des recurrirten 
Erkenntniſſes in den recurrirten Punkten, nämlich Abweiſung des Be— 
gehrens um Verurtheilung des Geklagten wegen wiſſentlichen, wider⸗ 
rechtlichen Eingriffes zu einer Geldſtrafe von wenigſtens. 500 fl. und 
wegen Veröffentlichung des Straferfenntuiffes und Aufhebung der Proceß⸗ 
koſteun, demnach den Gegner wegen der wiſſentlich unternommenen 
widerrechtlichen Nachmachung ſeines Zeichens im Sinne der 88 18 
und 19 des M. Sch. G. mit einer Geldſtrafe zu belegen, die Ver⸗ 


zuſtellen, dieſe Marke von den damit bezeichneten und zum Verkaufe öffentlichung des Erkenntniſſes nach $ 21 anzuordnen und den Gegner 
beſtimmten Waaren in Gegenwart des Gemeindevorſtehers oder deſſen in die Koſten der Verhandlung, des Kunſtbefundes und des Recurſes 
Stellvertreters in K. ſogleich zu beſeitigen und die zur Prägung dieſer zu verurtheilen. An Koſten wurde der Betrag von 34 fl. 25 kr. auf⸗ 
Marke dienlichen Werkzeuge und Vorrichtungen ſogleich unbrauchbar zu gerechnet. Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 2. April 1875 an- 
machen hat. geordnet, jene Perſönlichkeit einzuvernehmen, welche die Marke des 
e) Die Proceßkoſten werden gegenſeitig aufgehoben. Israel H., „zwei Einhörner“, zeichnete und gravirte, mit dem Be⸗ 
Dagegen wird der Kläger mit ſeinem Begehren um Verurtheilung merken, daß zu conſtatiren ſei, ob bei der Verfertigung der He'ſchen 
des Geklagten wegen wiſſentlichen widerrechtlichen Eingriffes zu einer Marke das Rößlzeichen des St. vorgelegen ſei und ob der Graveur 
Geldſtrafe im Betrage von wenigſtens 500 fl. und wegen Veröffeutli⸗ iu dieſer Richtung Weiſung erhalten habe. Darüber konnte nur erhoben 
chung des Straferkenntniſſes abgewieſen“. werden, daß das fragliche Prägezeichen von H. von Wien aus in die 

Gründe: „Ad a) Laut der Beſtätigungen der Handelskammerund Fabrik zur Anwendung geſchickt worden ſei. 

laut Zugeſtändniſſes des Geklagten iſt die Senſenmarke des Klägers, Die Statthalterei hat ſodann erkannt: 
„Rößl im runden Felde“ vorſchriftsmäßig früher regiſtrirt worden, als „Es werde dem Recurſe des Johann St. gegen das bezirkshaupt⸗ 
das Senſenzeichen des Geklagten, „doppeltes Einhorn im runden Felde“. | mannſchaftliche Erkenntniß vom 29. Jänner 1875, womit unter Anderem 
Es hat ſohin nach 8 12 des M. Sch. G. der Kläger das Alleinrecht in dem Markenſchutzſtreite des Johann St. gegen Israel H. wegen Nach⸗ 
auf den Gebrauch ſeiner Marke und iſt jede Nachmachung unzulaſſig machung der Marke des Erſteren, „eines Rößls im runden Felde“, durch 
und widerrechtlich. Laut des von den Sachverſtändigen Paul A. und die Marke des Letzteren, „eines doppelten Einhorns im runden Felde“, der 
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Kläger St. mit feinen Begehren auf Verurtheilung des Geklagten H. Bahnhofe in die Franz Ringhofer'ſche Maſchinen- und Eifenbahn: 
ob wiſſentlichen widerrechtlichen Eingriffes zu einer Geldſtrafe im Be- waggonfabrik in Smichow mit dem Rechte der Expropriation. Nachdem 
trage von wenigſtens 500 fl. und mit dem weiteren Begehren auf die Grundbeſitzer für den hiezu nothwendigen Grund und Boden große 
Veröffentlichung des Straferkenntniſſes abgewieſen, ſowie ausgeſprochen Forderungen ſtellten, wurde gegen dieſelben das Erpropriations-Er⸗ 
wurde, daß die Proceßkoſten gegenſeitig aufgehoben werden, dahin Folge kenntniß erwirkt und nach Rechtskraft desſelben die gerichtliche 
zu geben, daß Israel H. des wiſſentlichen Eingriffes in das Marken⸗ Schätzung angeſucht, bei welcher die Grundſtücke per Quadratklafter 
recht des St. im Sinne des §. 18 M. Sch. G. für ſchuldig erkannt mit 105 fl., und beziehungsweiſe mit 195 fl. ö. W. geſchützt wurden, 
und deßhalb zur einer Strafe von 250 fl., ſowie zum Erſatze der obgleich der größte Thel noch mit Gerſte ꝛc. bebaut war und bei 
eventuellen Strafvollzugskoſten, ferners zur Tragung der geſammten, in einer künftigen Skadterweiterung gerade dieſe Grundtheile in die Gaſſe 
der Höhe erſt im Juſtanzenzuge feſtzuſetzenden Proceßkoſten verurtheilt fielen. In Folge dieſer übermäßigen Schätzung ließ die genannte 
werde und daß das Straferkenntniß in Gemäßheit des S 21 M. Sch. G. Bahngeſellſchaft, einverſtändlich mit dem Fabriksbeſitzer, die ganze An⸗ 
zu veröffentlichen jei”. gelegenheit auf ſich beruhen. 

In der Begründung dieſes Erkenntniſſes wurde vorerſt über die Da traten zwei der expropriirten Grundbeſitzer klagbar gegen 
Recursberechtigung des St. ausgeſprochen, daß dieſem als Privat- die Bahngeſellſchaft auf und forderten die Zahlung, beziehungsweiſe 
ankläger nach Analogie der Schlußalinea des S 465 St. P. O. das Deponirung des Schätzungsbetrages, und zwar Wenzel Skryba 
Reecursrecht gegen die Beſtimmungen des Erkenntniſſes vom 29. Jänner | 7245 fl., und Franz Eberl 17.929 fl. ö. W. c. s. C., Beide durch 

1875 zuſtehe, wornach St. mit dem Begehren um Verurtheilung des Dr. Pollak in Prag. 
Beklagten ob wiſſentlichen, widerrechtlichen Eingriffes zu einer Geldſtrafe In Folge dieſer Klagen legte die a. priv. Buſchtiehrader 
im Betrage von wenigſtens 500 fl. und wegen Veröffentlichung des Eiſenbahngeſellſchaft die erhaltene Conceſſion zum Baue der genannten 
Straferkenntniſſes abgewieſen wurde. Der objective Thatbeſtand des Flügelbahn ausdrücklich zurück und erklärte, dieſe Flügelbahn nicht 
widerrechtlichen Eingriffes in das Markenrecht des St. erſcheine con⸗ mehr bauen zu wollen. 
ſtatirt, und liege gegen den diesbezüglichen Spruch Abſ. 1 des recur-⸗ Auf Grund dieſer Erklärung wurde auch das Expropriations⸗ 
rirten Erkenntniſſes ein Recurs nicht vor. H. habe zwar nicht zu⸗ Erkenntniß behoben, dahin, daß die Kläger nicht mehr verpflichtet 
gegeben, die Nachmachung der St. ſſchen Marke mit Willen begangen ſeien, den Grund zwangsweiſe abzutreten. 
zu haben; allein es frage ſich, ob nicht ſolche concludente Handlungen Vorerſt wurde von dem Rechtsanwalte der Bahugeſellſchaft, 
vorliegen, aus denen mit voller Beruhigung anf die wiſſentliche Nach⸗[“Dr. Görner in Prag, den Klagen die Einwendung der Incompetenz 
machung geſchloſſen werden könne, wie dies im Criminalproceß bei entgegengeſetzt, weil dieſe Zahlungen aus einer Expropriation herrühren, 
läugnenden Beſchuldigten bezüglich der Erweiſung der böſen — daher dieſe Klagen nichts Anderes bezwecken, als eine Durchführung 
aus ſolchen Handlungen der Fall iſt. H. hat laut der vom Handels der Expropriations⸗Erkenntniſſe nach der Miniſterialverordnung vom 
miniſterium unterm 14. Auguſt 1873 beſtätigten Statthalterei⸗Ent⸗ 14. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl., die Durchführung 
ſcheidung vom 27. März 1873 das Rößlzeichen des St. nachgemacht aller in dieſer Verordnung feſtgeſetzten Beſtimmungen aber nach $ 13 
und zwar durch das Einhornzeichen in den beiden oben beſchriebenen derſelben von dem Rechtswege ausdrücklich ausgeſchloſſen ſeien. 
Modalitäten und dadurch einen widerrechtlichen Eingriff in das Marken⸗ Dieſe Einwendung wurde vom Prager k. k. Landesgerichte 
recht des St. begangen. Da ein wiſſentlicher Eingriff damals nicht bezüglich der Klage des Wenzel Skryba mit Urtheil vom 14. October 
nachgewieſen ward, wurde er nicht abgeſtraft. Mit dem recurrirten 1873, 3. 24.771, verworfen. 
Erkenntniſſe des Bezirkshauptmanns vom 29. Jänner 1875 wurde Ueber ergriffene Appellation des Bahnvertreters hob das k. k. 
ausgeſprochen, daß H. durch den Gebrauch des neuen Zeichens das Oberlandesgericht in Prag zuerſt mit Beſcheid vom 31. December 
Rößlzeichen des St. widerrechtlich nachgemacht und ſich nach $ 151873, 3. 33.030, das ganze Verfahren auf und wies das Landes⸗ 
M. Sch. G. eines widerrechtlichen Eingriffes in das Markenrecht des gericht an, die Klage dem Kläger mit dem Bedeuten rückzuſtellen, daß 
St. ſchuldig gemacht habe. Gegen dieſen Spruch habe H. nicht recurrirt. der Klagsgegenſtand zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet ſei. 
H., der alſo ſchon einmal ob Nachmachung der St. ſchen Marke ſach⸗ Als aber der k. k. oberſte Gerichtshof mit Erlaß vom 18. April 
fällig geworden war, habe abermals eine Marke „ein doppeltes Ein⸗ 1874, Z. 10.318, den vorerwähnten Beſcheid bloß aus dem formellen 
horn“ vorſtellend, von dem das eine das andere größtentheils deckt, : weil nach dem Hofdecrete vom 11. September 1794, Nr. 


angenommen, von welcher die Sachverſtändigen die Aehnlichkeit mit der 193 J. G. S. über die Einwendung des unbefugten Gerichtsſtandes 
St. ſchen Marke anerkennen mußten. H. ift außerdem ob Eingriffes in durch vorläufiges Urtheil entſchieden werden müſſe, behoben und 
andere Markenrechte ſchon wiederholt ſachfällig geworden. Aus allem dem k. k. Oberlandesgerichte aufgetragen hatte, mittelſt Urtheiles zu 
dem glaubte nun die Statthalterei den widerrechtlichen Eingriff mit entſcheiden, beſtätigte dieſes k. k. Oberlandesgericht mittelſt Urtheiles 
voller Beruhigung als einen wiſſentlichen annehmen zu können, vom 7. April 1874, 3. 10.073 und 39.760, das erſtrichterliche 
wodurch die Abſtrafung H.'s begründet iſt. Erſchwerend für das Aus⸗ abweisliche Urtheil unter gegenſeitiger Aufhebung der Koſten. 
maß der Strafe erſcheinen die wiederholten Eingriffe in die Markenrechte Dieſe beiden gleichlautenden Urtheile wurden über a. o. Reviſion 
Anderer und die längere Benützung der ähnlichen Marke. Mit Rückſicht des Bahnvertreters mittelſt Urtheiles vom 8. September 1874, 3. 
darauf wurde die Strafe auf 250 fl. bemeſſen. Da H. in allen Punkten 25.657, beſtätigt, und zwar mit folgender Motivirung: In der Er⸗ 
ſachfällig wurde, ſo hat er die vollen im inſtanzlichen Zuge erſt zu wägung, daß es ſich in dem gegenwärtigen Hauptſtritte nicht um eine 
adjuſtirenden Proceßkoſten zu tragen. öffentliche Straße, namentlich nicht um die Vollziehung einer der in 
Dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe des Israel H. hat dem Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetze vom 14. September 1854, Nr. 
das k. k. Miniſterium des Innern unterm 28. Auguſt 1875, 8. 10 420 238 R. G. Bl., enthaltenen Beſtimmungen, ſondern um die aus 
im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſterium unter Vorbehalt der dem im Sinne des § 9 lit. c. dieſes Geſetzes erfloſſenen Expropriations⸗ 
inſtanzmäßigen Entſcheidung über Umfang und Höhe der Proceßkoſten Erkenntniſſe entſtandenen privatrechtlichen Folgen, und zwar um die 
aus den Gründen der citirten Statthalterei⸗Entſcheidung keine He Entſcheidung der Frage handelt, ob für die Eiſenbahn⸗Unternehmung 
gegeben. als Expropriationswerber die Verpflichtung zur Zahlung, beziehungs⸗ 
weiſe zum gerichtlichen Erlage des durch die ſtattgefundene gerichtliche 
Schätzung erhobenen Werthes des zu expropriirenden Grundes auch in 
dem Falle eintrete, wenn die Eiſenbahnunternehmung den Grund nicht 
übernommen hat, ſondern von dem Expropriationsrechte diesbezüglich 
keinen Gebrauch mehr machen will und gar nicht mehr machen darf, 
dieſe rein privatrechtliche Frage aber nur im Rechtswege die geſetzliche 
Löſung finden kann; in der Erwägung, daß in Betreff des vorliegen⸗ 
den Streitobjectes von dem k. k. Miniſterium des Innern bereits aus⸗ 
geſprochen worden iſt, daß, nachdem der Expropriationswerber das 
Bauproject aufgegeben hat, zwar die Verpflichtung des Expropriaten 
zur Abtretung des Grundes an den Expropriationswerber erloſchen iſt, 


Das von einer Eiſenbahngeſellſchaft erwirkte Expropriations⸗ 

Erkenntniß begründet für den Expropriaten keineswegs das Recht, 

auf Bezahlung des erhobenen Schätzwerthes gegen Uebernahme 

des Grundes zu klagen; vielmehr iſt die Eif enbahngeſellſchaft auch 

nach durchgeführter Schätzung berechtigt, auf die erwirkte Expro⸗ 

priation zu verzichten. — Der diesfällige Streit gehört vor die 
Gerichte ). 


Die a. priv. Buſchtiehrader Eiſenbahngeſellſchaſt erwirkte die 
ſtaatliche Conceſſion zum Baue einer Flügelbahn von ihrem Smichower 


*) M. Vergl. die Mitth. in Nr. 3 auf ©. 10 des Jahrg. 1874 dieſer Zeitſchr. 
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daß jedoch im Uebrigen das Expropriations⸗Erkenntniß aufrecht ver- 
bleibt, alle hieraus entſtehenden Privatrechtsfragen aber auf den Rechts⸗ 
weg verwieſen werden; in der Erwägung, daß bei dieſem Sachverhalte 
die gerichtliche Competenz zur Verhandlung und Entſcheidung des in 
Rede ſtehenden Hauptſtreites keinem gegründeten Zweifel unterliegen 
kann, die angefochtenen, in dem Ineidenzſtreite wegen der Competenz 
ergangenen conformen Urtheile der unteren Inſtanzen demnach weder 
eine Geſetzwidrigkeit noch eine offenbare Ungerechtfertigkeit im Sinne 
des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, Nr. 2593 J. G. S., ent⸗ 
halten, ſondern dem Geſetze vollkommen entſprechen, hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof die gegen dieſelben von der geklagten Eiſeubahugeſellſchaft 
angebrachte außerordentliche Reviſionsbeſchwerde zurückzuweiſen befunden. 

In dem zweiten Rechtsſtreite wurde in Folge deſſen von der 
Einwendung der Incompetenz abgelaſſen und in beiden Rechtsſtritten 
in merito verhandelt. 

Hierüber wurde mit Urtheil des k. k. Landesgerichtes Prag 
vom 22. December 1874, 3. 33681, in dem Proceſſe des Wenzel 
Skryba peto. 7245 fl. ö. W. c. s. c. die Bahngeſellſchaft für ſchuldig 
erkannt, dieſen Betrag ſammt Intereſſen und Koſten an den Kläger 
zu bezahlen, während dasſelbe Landesgericht die Klage des Franz 
Eberl peto. 17.929 fl. ö. W. c. s. c. mittelſt Urtheiles vom 9. März 
1875, 8. 5438, zur Gänze abwies und den Kläger in den Erſatz 
der Koſten verurtheilte. 

Ueber Appellation des Sachfälligen wurde in dem Stritte 
Wenzel Skryba von dem k. k. Oberlandesgerichte mit Urtheil vom 25. 
Mai 1875, 3. 11.618, das erſtrichterliche Urtheil behoben und auch 
dieſe Klage abgewieſen und Kläger in die Koften exfter Inſtanz ver⸗ 
urtheilt, während das die Klage abweiſende Urtheil des k. k. Landes⸗ 
gerichtes in dem Stritte des Franz Eberl mittelſt Urtheiles des k. k. 
Oberlandesgerichtes vom 6. Juli 1875, 3. 21.532, beſtätigt und 
Kläger auch in den Erſatz der Koſten zweiter Inſtanz verurtheilt wurde. 

In beiden Proceſſen ergriff Dr. Pollak, als Vertreter der 
Kläger, die Reviſion, und der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit 
Erlaß vom 25. November 1875, 3. 10.872, und 11. December 
1875, Z. 31.371, in beiden Rechtsſtritten die die Klage abweiſenden 


Urtheile des böhm. k. k. Oberlandesgerichtes unter Verfällung der 


Kläger auch in die Koſten dritter Inſtanz. Die in beiden Fällen 

gleichen Gründe des k. k. oberſten Gerichtshofes ſind nachſtehende: 
Der Kläger ſtützt ſein Begehren um Zahlung, beziehungsweiſe 

um gerichtlichen Erlag des Schätzungsbetrages, auf das Expropriatious⸗ 


Erkenntniß der k. k. böhm. Statthalterei vom 14. Jänner 1872, 3. 


2041, laut deſſen derſelbe ſchuldig erkannt wurde, die darin bezeichneten 
Stücke Grundes zum Zwecke des Baues einer Zweigbahn vom Buſch⸗ 
tiehrader Bahnhofe am Smichow zu der Ringhofer'ſchen Maſchinen⸗ 
fabrik daſelbſt, gegen Bezahlung der durch gerichtliche Schätzung zu er⸗ 
mittelnden Eutſchädigung, der a. priv. Buſchtiehrader Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft zu überlaſſen. Dieſes Erkenntniß allein iſt jedoch nicht geeignet, 
das Klagebegehren zu rechtfertigen, denn dasſelbe legte der Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft nicht die Verpflichtung auf, die fraglichen Grundſtücke 
gegen Erlag der Entſchädigung zu übernehmen, es enthält auch nicht 
die Beſtimmung der Zeit, binnen welcher die Geſellſchaft von dem ihr 
verliehenen Enteignungsrechte Gebrauch machen muß, und ſetzt ebenſo⸗ 
wenig eine Zahlungsfriſt feſt; dasſelbe gewährte vielmehr nur den 
nach $ 424 a. b. G. B. erſorderlichen Titel zur mittelbaren Erwer⸗ 
bung; das Eigenthum der Grundſtücke konnte aber nach § 425 a. b. 
G. B. nur durch die rechtliche Uebergabe und Uebernahme, beziehungs⸗ 
weiſe nach der hier maßgebenden ſpeciellen Beſtimmung des 8 9 lit. c 
des Eiſenbahn⸗Conceſſionsgeſetzes vom 14. September 1854, Nr. 238 
R. B. Bl., und § 1 des Geſetzes vom 20. März 1872, Nr. 39 
R. G. Bl., durch die Zahlung oder den gerichtlichen Erlag des 
durch die gerichtliche Schätzung ermittelten Entſchädigungsbetrages 
erworben werden. 

Dieſes letztere Erforderniß iſt aber hierfalls nicht vorhanden, 
denn die Eiſenbahngeſellſchaft hat die ihr verliehene Bauconceſſion 
unbedingt zurückgelegt, das Bauprojeet ganz aufgegeben, und demgemäß 
von dem Rechte der Expropriirung der Grundſtücke des Klägers keinen 
Gebrauch gemacht, daher dieſe Grundſtücke fortan unverändert Eigen⸗ 
thum des Klägers und in ſeinem Beſitze und in ſeiner Benützung ge⸗ 
blieben ſind, und nach Inhalt der Entſcheidung des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 21. December 1873, 3. 18.857, auf Grund des 
erwähnten Expropriations⸗Erkenntniſſes von der Eiſenbahngeſellſchaft 


überhaupt gar nicht mehr in Auſpruch genommen werden können, 
indem in gedachter Entſcheidung ausdrücklich ausgeſprochen wurde, 
daß in Folge det Verzichtleiſtung der Eiſenbahngeſellſchaf auf die ihr 
verliehene Conceſſion zum Bau der Zweigbahn die Executionsfähigkeit 
dieſes Erkenntniſſes erloſchen ſei. Daß aber die Eiſenbahngeſellſchaft 
berechtigt war, auf das ihr durch das Expropriations⸗Erkenntniß 
ertheilte Recht zu der fraglichen Grundeinlöſung zu verzichten, kann wohl 
keinem Zweifel unterliegen, da die Berechtigung zu dieſer Einlöſung 
über ihr Anſuchen und nur in ihrem Intereſſe ausgeſprochen wurde, 
und ſie daher ſchon nach den allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht 
gezwungen werden kann, von ihrem Rechte Gebrauch zu machen, wogegen 
durch das Expropriations⸗Erkenntniß dem Grundeigenthümer kein weiteres 
Recht eingeräumt wurde, als fiir den abgetretenen Grund die auf dem 
in dieſem Erkenntniſſe angegebenen Wege ermittelte Entſchädigungs⸗ 
ſumme zu begehren, dieſes Recht daher erſt dann wirkſam werden 
konnte, wenn der Grund wirklich abgetreten worden wäre, wenn 
ſomit die Eiſenbahngeſellſchaft von ihrem Expropriationsrechte thatſächlich 
Gebrauch gemacht hätte. 

Da nun dieſe Expropriation nicht erfolgt ift und 
für die Eiſenbahngeſellſchaft keine Verpflichtung beſteht, 
Grundſtücke, die ausſchließlich nur im Zwecke eines be— 
ſtimmten Unternehmens expropriirt werden ſolleu, un⸗ 
geachtet dasſelbe nach Erfließung des Erpropriation s— 
Erke untniſſes zur Gänze aufgegeben wurde, der Beweg⸗ 
grund der bewilligten Expropriation demnach gänzlich 
entfallen iſt, zu übernehmen und den nur mit Rückſicht auf die 
beabſichtigte zwangsweiſe Enteignung und unter Vorausſetzung ihres 
wirklichen Eintrittes ermittelten Entſchädigungsbetrag zu bezahlen; 
da ferner der Kläger einen anderen Rechtsgrund für ſeinen Klagsan⸗ 
ſpruch nicht geltend gemacht hat, und ein ſolcher in dem actenmüßigen 
Sachbeſtande auch nicht zu finden iſt; und da endlich die Frage, ob 
dadurch, daß die Eiſenbahngefellſchaft das mehrerwähnte Bauproject 
aufgegeben und deßhalb die fraglichen Grundſtücke nicht übernehmen 
will, dem Kläger Nachtheile und in deſſen Folge Erſatzanſprüche gegen die 
Eiſenbahngeſellſchaft erwachſen find, in dem gegenwärtigen Rechtsſtritte, 
wo es ſich um die Zahlung der vollſtändigen Entſchädigung für die zur 
Expropriation beſtimmten, jedoch nicht exproprürten Grundſtücke ſelbſt 
handelt, nicht Gegenſtand der Entſcheidung ſein kann, ſo ſtellt ſich das 
über die Beſchwerde des Klägers der Reviſion unterzogene, die Klage 
abweiſende obergerichtliche Urtheil als der Sachlage und dem Geſetze voll⸗ 
kommen entſprechend dar und war demnach zu beſtätigen. Jur. Bl. 


Unzuläſſigkeit polizeilicher Abſtrafung einer juriſtiſchen Perſon ). 


Der Wr. Magiſtrat hat mit Straferkenntniß vom 19. Juni 1875 
„den erſten allgem. Geld⸗ und Vorſchußverein, regiſtrirte Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung“ zu Handen des Vorſtandmitgliedes C. wegen 
der unbefugten Ausübung des Pfandleihgewerbes zu einer Geldſtrafe 
von 200 fl. verurtheilt. Die Statthalterei beſtätigte über Berufung der 
Geſellſchaft dieſes Erkenntniß in zweiter Inſtanz vollinhaltlich unterm 
14. September 1875. 

Das Miniſterium des Innern aber hat unterm 29. Jänner 1876, 
3. 18.438 ex 1875 die recurrirte Statthalterei⸗Entſcheidung aus dem 
Titel der Ungeſetzlichkeit aufgehoben, „weil eine moraliſche Perſon wohl 
civilrechtlich, aber nicht ſtrafrechtlich ein Rechtsſubject ift, eine ſtrafbare 
Uebertretung ſtets nur von phyſiſchen Perfonen begangen und alſo auch 
nur an phyſiſchen Perſonen geahndet werden kann, weil ferners die gegen 
eine Geſellſchaft als ſolche verhängte Geldſtraſe unter Umſtänden auch 
Schuldloſe treffen würde und eine ſebſtſtändig oder ſubſidiariſch dictirte 
Arreſtſtrafe gar nicht vollziehbar wäre. Die gegen den gedachten Verein 
erfloſſenen Erkenntniſſe mußten daher außer Kraft geſetzt werden. Es iſt 
jedoch der Magiſtrat anzuweiſen, die vorliegende Verhandlung zu 
reaſſumiren und gegen den oder die eigentlichen Schuldigen ein neuerli⸗ 
ches Erkenntniß zu fällen“. IE 


) Vergl. die Mittheilungen in Nr. 30 S. 120 d. Jahrg. 1874 und in 
Nr. 13, S. 52 d. Jahrg. 1875 dieſer Zeitſchrift. 


Heber die Regelung der Nachbarſchafts-Berh 


Ueber dieſen Gegenſtand hat der Gauverein Obermöllthal an die Laud⸗ 
wirthſchaftsgeſellſchaft in Klagenfurt folgende in der Klagenfurter Zeitung veröffent⸗ 
lichte Zuſchrift gerichtet: 

„Der landwirthſchaftliche Gauverein „Obermöllthal“ hat in feinen Gan⸗ 
verſammlungen am. 27. December 1875 und am 13. Februar 1876 unter andern 
auch das Thema „Schaffung von Nachbarſchaſts⸗Statuten, zum Gegenſtand ſeiner 
Beſprechung gemacht und das Ergebniß derſelben war, au ein hochlöbliches land⸗ 
wirthſchaftliches Centrale, als kräſtigſten Vertreter landwirthſchaftlicher Jutereſſen, 
die ergebene Bitte zu richten dahin wirken zu wollen, daß die Nachbarſchafts⸗ 
verhältniſſe geregelt, d. i. die Verwaltung des Nachbarſchaftsvermögens unter 
geſetzlichen Schutz, unter dauernde Aufficht geſtellt werde. 

Es iſt unglaublich, welche Unwirthſchaft, Verwahrloſung diesbezüglich in 
den meiſten Ortſchaften herrſcht und wie ſehr dadurch die landwirthſchaftlichen 
Intereſſen im Einzelnen und in der Geſammtheit geſchädigt werden. 

Ueberall Beſehlende, keine Gehorchende, heute werden gemeinſame Beſchlüſſe 
gefaßt, um morgen nicht befolgt zu werden. Jedermann kennt Rechte, ignorirt 
aber die Pflichten und entzieht ſich nach Gefallen den Beſtimmungen des gemein⸗ 
ſam getroffenen Uebereinkommens. 

Vor Zeiten genügte das patriarchaliſche Schieben des Dorfrichters, das 
imperative Vorgehen des Patrimonial⸗Richters (Pflegers), um ein erträgliches 
Nachbarſchaftsleben zu ſchaffen. Nicht jetzt! Dieſe nun völlig vorſündfluthlichen 
Geſtalten ſind abgetreten. Die Lücken, die dadurch im Nachbarſchaftsleben ent⸗ 
ſtanden, hat das Gemeindegeſetz bis in dieſe Einzelheiten nicht genügend ausge⸗ 
füllt, wohl aber eine gewiſſe Unbotmäßigkeit, ein nicht genug zu tadelndes Selbſtbe⸗ 
wußtfein des Individuums wachgerufen Jede Ortſchaft, bedeckt von conſtitutionellem 
Hauche, fiebert an ſeinen Gliedern im „Mitrathen und Mitthun“, doch nur inſoweit | 
als ſeine egoiſtiſchen Intereſſen die augenblickliche Rechnung finden. 

Bei dieſem Hader vom Alten und Neuen, von Uebung und Rechten, von 
Leiſtung und Gegenleiſtung zerbröckeln ſich die wenigen guten Reſte des über⸗ 
kommenen alten Nachbarſchaftslebens und löſen ſich in völlig anarchiſche Zu⸗ 
ſtände auf. 

Nicht handelt es ſich ſo ſehr bei den Nachbarſchaften um die Verwaltung 
von Barvermögen, obwohl manche ſolches beſitzt, ſondern vornehmlich um eine 
weiſe Bewirthſchaftung der Nachbarfchaftsweiden, Alpen, Wälder, Uferſchutzbauten, 
Waſſerleitungen, Brücken u. Wege u. ſ. w. 

Es beſtehen zwar diesfalls Specialbeſtimmungen, welche darnach ange: | 
than wären, helfend einzugreifen. Doch weil die Durchführungs⸗ und Aufſichts⸗ 
organe nicht geſchaffen und behördlich autoriſirt wurden, bleiben ſelbe ein be⸗ 
ſchriebenes Papier. So das Geſetz über Waldaufſicht, Pech⸗ und Terpentinſammeln, 
das Waſſerrechtsgeſetz, das herrliche Geſetz für Schutz des Feldgutes u. ſ. w., 
dieſe würden ihre gute Wirkung nicht verfehlen, wenn Rede und Antwort ger | 
ftanden werden müßte, wenn die Nachbarſchaſteu mit verantwortlichen Vertretern 
ausgerüſtet wären. 

Die Beſcheidung: „Es ſteht jeder Nachbarſchaſt frei, ſich ſelbſt ihr Statut 
zu geben und hiefür die behördliche Genehmigung zu erwirken“, iſt ein Schie⸗ 
ben auf die lange Bank, heißt die Nachbarſchaftswohlfahrt der Willkür fort⸗ 
während preisgeben. 

Auch mit der Aufſtellung eines Bevollmächtigten zur Vertretung der 
Nachbarſchafts⸗Angelegenheiten iſt nichts oder wenig gedient, da die Vollmacht 
heute gegeben, morgen wieder zurückgelegt werden kann. 

Es ſteht zwar auch den Ortsgemeinde⸗Vorſtehungen das Recht zu, in 
ihrem Rayon für beftinmmte Functionen Perſonen aufzuſtellen, allein die damit 
Betrauten werden behördlich als Vertreter nicht anerkaunt, da ſelbſt den Orts⸗ 
gemeinde⸗ Vertretungen eine Einflußnahme rückſichtlich der Gebahrung des Nachbar⸗ 
ſchaftshaushaltes geſetzlich nicht zukommt, und wird ſo der jogenannte „Eigene 
Wirknugskreis“ zum fortwährenden Aſchenbrödel im Gemeindeleben. 

Die Befürchtung, daß die Bevölkerung der Schaffung von Nachbarſchafts⸗ 
Statuten, indem ſie darin eine neue Wahlplage erblickt, ſich abſtoßend verhalten 
werde, theilen wir nicht, denn es iſt damit ureigentlichſt dem Bedürfniſſe des 
Nachbarſchaftslebeus Rechnung getragen. Der Ortſchafts⸗Inſaſſe kümmert ſich blut⸗ 
wenig um Gemeinde⸗Intereſſen, wohl hingegen erwärmt er ſich für Angelegen⸗ 
heiten ſeiner Ortſchaft, wie die Wald⸗, Weide⸗, Alpen⸗Fragen u. ſ. w. Er wird 
daher die diesbezügliche Regelung mit Freuden begrüßen. 

Wir, die wir mitten in der Bevölkerung leben, das Gebahren mit den Nachbar⸗ 
ſchaftswäldern, das unwirthſchaftliche Freigeben von Pech⸗ und Terpentinſammeln, 
den oft ſchleuderhaften Holzverkauf und die noch ſchleuderhaftere Verwendung 
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ältnille in Kärnten, des Erlöſes, — die Verwahrloſung der Alpen, Weiden, Uferſchutzbauten ꝛc. mit⸗ 


anfehen und materiell mitempfinden, ſtellen demnach die Bitte: 

Ein hochlöbliches landwirthſchaftliches Ceutrale wolle Anlaß nehmen, bei der 
diesjährigen Generalverſammlung am 24. Februar dieſen Gegenſtand: Schaffung 
eines Geſetzes für Regelung der Nachbarſchaftsverhältniſſe, d. i. Verwaltung des 
Nachbarſchaftsvermögens, eines Geſetzes, das ſowohl vor eigener Willkür als vor ein⸗ 
engender Bevormundung ſchützt, einer eingehenden Erörterung und Beſchlußfaſſung 
zu unterziehen und im eventuellen Falle der Annahme den Antrag für Erlaſſungeines 
diesbezüglichen Geſetzes beim hohen Landtage einbringen.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Vorrückung des zweiten Kanzliſten des Franz⸗ 
Joſef⸗Ordens und Oberſthofmarſchallamts⸗Offieials Eduard Ritter Bayer v. 
Mörthal in die erſte Kanzliſtenſtelle dieſes Ordens genehmigt und die erledigte 
zweite Ordenskanzliſtenſtelle dem Official Allerhöchſtihres Oberſtſtallmeiſteramtes 
Joſef Waller verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Univerſitätsſeeretär in Krakau Hilar Ritter v. 
Hankiewiez den Titel und Charakter eines Univerſitäts⸗Kanzleidireetors tax⸗ 
frei verliehen. f 

Seine Majeſtät haben den Freiherrn Alfred v. Rothſchild in London 
zum unbeſoldeten Geueralconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberbaurath im Handelsminiſterium Eduard 
Verida anläßlich der Umwandlung feines Dienftespoftens in eine Stelle der 
fünften Rängsclaſſe der Staatsbeamten unter taxfreier Verleihung des Titels und 
Charakters eines Hoſrathes auf feinem Dienſtpoſten mit dem höheren Range 
beſtätigt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Anton Edlen v. Da Moſto 
zum Statthaltereirathe bei der Trieſter Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Forſtmeiſter Julius Siegler v. Eberswald 
zum Oberforſtmeiſter und Vorſtande der Forſt⸗ und Domänendirection für Galizien 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dein Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Johann Edlen v. Steinbauer-Seydel den Titel und Charakter eines Sectious⸗ 
rathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Stanislaus Ritter v. 
Kurowski zum Statthaltereirathe in Galizien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem nied. öſterr. Statthaltereirathe Peter v. Sag⸗ 
burg den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe Johann Ritter Sartori v. Monte⸗ 
Croce in Trient bei deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmaun Albert von Rungg zum 
Statthaltereirathe bei der Statthalterci für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Poſtcontrolor Johann Holoubek das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben den Secretär der Handels- und Gewerbekammer in 
Brünn Dr. Johann Bazant zum Miniſterialrathe extra statum im Haudels⸗ 
miniſterium ernannt. 

Der Miniſter des Junern hat den Statthaltereiſecretär Anton Edlen von 
Krekich zum Bezirkshauptmanne im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Junern hat die Bezirkscommiſſäre Auguſt Freiherrn. 
Czapka von Winſtetten und Oscar Grafen von Salburg⸗Falkenſtein 
zu Statthaltereiſecretären in Nieder⸗Oeſt erreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Friedrich Kraus zum 
Oberingenieur und den Banadjuneten Dr. Matthäus Vitezich zum Ingenieur 
für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Guſtav Hey⸗ 
rowsky zum Bezirkshauptmann in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Statthaltereiſecretäre Conſtantin Ha⸗ 
bich er und Erich Grafen v. Kielmaunsegg zu Bezirkshauptmännern in Nieder⸗ 
öſterreich ernannt, 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Amanuenſis der Uni⸗ 
verſitätsbibliothek in Lemberg Rudolf Ottmann zum Scriptor der Krakauer 
Univerſitätsbibliothek und den Dr. Adam Beleikowski zum Amanuenſis 
dieſer Bibliothek ernannt. ö 

Das Handelsminiſterium hat dem Oberingenieur im Handelsminiſterium 
Karl Kikaker eine Baurathsſtelle verliehen. ; 


Erledig u u ge n. 


Conceptsprakticanteuſtelle bei der k. k. Finanzdirection für Ober⸗Oeſter⸗ 
reich mit 500 fl., eventuell 600 fl. Adjutum jährlich, bis 10. April (Amtsblatt 
Nr. 57.) 

Coucipientenſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur in Wien 
mit 600 fl., eventuell 500 fl. Adjutum jährlich, bis 10. April (Amtsblatt Nr. 57.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 
Wien in der eilften Rangsclaſſe, bis 20. März (Anitsbl. Nr. 57). 

Aichmeiſtersſtelle beim Staatsaichamte in St. Veit mit Jahresremuneration 
von 200 —400 fl., bis Ende März (Amtsblatt Nr. 58). 

Geometerſtelle mit 3 fl. Taggeld, bis Ende März (Anitsbl. Nr. 59). 

Ingenieursſtelle für Steiermark in der neunten Rangsclaſſe, eventuell 
eine Bau⸗Adjunctenſtelle in der zehuten Rangsclaſſe, bis 18. April (Amtsbl. Nr. 61). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


